
Inhalt

Rechtsverordnungen
Rechtsverordnung zur Änderung der Rechtsverordnung zur Regelung der Deputate von Religions-

lehrerinnen und Religionslehrern................................................................................... 54
Rechtsverordnung zur Feststellung des Baubedarfs nach § 24 Kirchenbaugesetz (BauBed-RVO)....... 54

Ordnungen
Geschäftsordnung zur Änderung der Geschäftsordnung des Landeskirchenrats................................ 56

Arbeitsrechtsregelungen
Arbeitsrechtsregelung zur Änderung der Arbeitsrechtsregelung für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter . 58
Arbeitsrechtsregelung zur Änderung der Arbeitsrechtsregelung für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter . 98
Arbeitsrechtsregelung zur Änderung der Arbeitsrechtsregelung für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter . 98

Durchführungsbestimmungen
Durchführungsbestimmung zur Änderung der DB-Kirchenbaugesetz sowie zur Änderung der Förder-

richtlinien Bauprogramme............................................................................................ 100

Bekanntmachungen
FÜRBITTE für die 6. Tagung der 12. Landessynode der Evangelischen Landeskirche in Baden vom

26. bis 29. April 2017 in Bad Herrenalb.......................................................................... 101
Praktisch-theologische Ausbildung............................................................................................. 101
Kirchliche Stiftungen des öffentlichen Rechts “ Evangelische Heiligen- und Kirchenalmosenfonds

Haag, Moosbrunn und Schönbrunn“............................................................................... 101
Anerkennung der Rechtsstellung als Körperschaft des öffentlichen Rechts...................................... 101
Anerkennung der Rechtsstellung als Körperschaft des öffentlichen Rechts...................................... 101
Verleihung der Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts................................................. 101
Berechnung der Prämien zur Gebäudeversicherung 2017, Anzeigepflicht bei Meldungen zur landes-

kirchlichen Gebäudeversicherung Vertrag Nr. 10208126/648 und 10208126/665................. 102
Woche der Diakonie 2017 - Sammlung der Diakonie - Wort des Landesbischofs............................. 102

Stellenausschreibungen

Personalnachrichten

53

Nr. 4 5. April 2017



Rechtsverordnungen

Rechtsverordnung zur Änderung
der Rechtsverordnung

zur Regelung der Deputate von
Religionslehrerinnen und

Religionslehrern
Vom 6. Dezember 2016

Der Evangelische Oberkirchenrat erlässt gemäß
§ 16 Absatz 1 und 2 Religionsunterrichtsgesetz
vom 15. April 2000 (GVBl. S. 114), geändert am
19. April 2013 (GVBl. S. 107), zuletzt geändert am
19. Oktober 2016 (GVBl. S. 228) folgende Rechts-
verordnung:

Artikel 1
Änderung der RVO-RDR

Die Rechtsverordnung zur Regelung der Deputate
von Religionslehrerinnen und Religionslehrern
vom 29. Juli 2003 (GVBl. S. 125), geändert am
16. August 2011 (GVBl. S. 227), zuletzt geändert am
23. November 2014 (GVBl. 2/2015 S. 20) wird wie
folgt geändert:
In § 2 Abs. 5 werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt:
„Abweichend dazu und unabhängig vom konkreten
Zeitaufwand erhalten Lehrkräfte in der Kursstufe an
allgemein bildenden und beruflichen Gymnasien mit
regelmäßigem Unterrichtseinsatz in mehr als zwei
Schulen die Anrechnung von einer Wochenstunde im
Monat. Für alle anderen Lehrkräfte greift diese Redu-
zierung bei einem regelmäßigen Unterrichtseinsatz in
mehr als drei Schulen.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Rechtsverordnung tritt rückwirkend zum
1. August 2016 in Kraft.

__________________________________

K a r l s r u h e ,  den 20. Februar 2017
Der Evangelische Oberkirchenrat

P r o f .  D r .  J o c h e n
C o r n e l i u s - B u n d s c h u h

Landesbischof

Rechtsverordnung zur Feststellung
des Baubedarfs

nach § 24 Kirchenbaugesetz
(BauBed-RVO)

Vom 22. Februar 2017
Der Landeskirchenrat erlässt gemäß § 27a des Bauge-
setzes der Evangelischen Landeskirche in Baden vom

15. April 2000 (GVBl. S. 120), zuletzt geändert am
24. April 2015 (GVBl. S. 94) folgende Rechtsver-
ordnung:

§ 1
Anwendungsbereich

Die Rechtsverordnung regelt die Feststellung des
Baubedarfs für Gemeindehäuser und Sakralbauten im
Sinn von § 24 Kirchenbaugesetz. Die Regelungen
dieser Rechtsverordnung sind für die Feststellung der
Bezuschussung von Baumaßnahmen aus zentralen
Mitteln bei Gemeindehäusern und Sakralbauten
anzuwenden.

§ 2
Flächenrichtwerte Gemeindehäuser

(1)  Der Baubedarf von Gemeinderäumen einer
Kirchengemeinde orientiert sich an der zum
31.12.2014 festgestellten Gemeindegliederzahl,
sofern ein vom Kirchenbezirk beschlossener und vom
Evangelischen Oberkirchenrat genehmigter Gemein-
dehausflächenplan vorliegt. Liegt ein solcher Gemein-
dehausflächenplan nicht vor, ist auf die Gemeinde-
gliederzahl abzustellen, die dem letzten Kirchen-
steuerzuweisungsbescheid zugrunde lag. Nach der
maßgeblichen Gemeindegliederzahl werden die
Flächenrichtwerte gemäß der Tabelle Anlage 1 zuge-
ordnet. Bei einer Vereinigung von Kirchengemeinden
während der Laufzeit eines Gemeindehausflächen-
planes nach Satz 1 bleiben die den bisherigen
Kirchengemeinden zugeordneten Flächenrichtwerte
unberührt.
(2)  Zwischenwerte des Flächenrichtwertes sind ab
401 Gemeindegliedern nach dem linearen Verhältnis
der Gemeindegliederzahlen der nächstniedrigen und
nächsthöheren Tabellengruppe zu den zugeordneten
Flächenrichtwerten zu ermitteln.
(3)  Über 8.000 Gemeindeglieder sind die Flächen-
richtwerte linear entsprechend der letzten Tabellen-
stufe fortzuschreiben.
(4)  Bei Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrge-
meinden bildet die Pfarrgemeinde die Grundlage für
die Flächenrichtwertberechnung.
(5)  Bei Kirchengemeinden oder Pfarrgemeinden, die
in Predigtbezirke eingeteilt sind und bei denen die
Gemeindehausflächen auf mehrere Standorte verteilt
sind, bilden die Gemeindeglieder des Predigtbezirkes
die Berechnungsgrundlage für die jeweiligen Flächen-
richtwerte. Die entsprechenden Gemeindeglieder-
zahlen werden den Predigtbezirken zugeordnet. Die
Gemeindegliederzahlen des Predigtbezirkes können
auf Antrag des Ältestenkreises der Pfarrgemeinde, der
der Zustimmung des Kirchengemeinderates bedarf,
auch der Pfarr- bzw. Kirchengemeinde oder anderen
Predigtbezirken der Kirchengemeinde zugeordnet
werden. Bei Vorliegen mehrerer Standorte im Sinn
von Satz 1 soll neues Eigentum erst erworben werden,
wenn zumindest ein Standort über die Anmietung von
Flächen versorgt wurde, soweit nicht die Flächen in
Kirchenräumen verortet werden können. Bei einer
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Anmietung von Flächen kommt eine Übertragung von
Gemeindegliederzahlen nach Satz 3 nicht in Betracht.
(6)  Soweit hinsichtlich der Nutzung von Gemeinde-
hausflächen Kooperationen oder Nutzungsverein-
barungen mit Dritten (z.B. Kommunen, Diakonie oder
im Bereich der Ökumene) bestehen, verbleibt es bei
den nach vorstehenden Absätzen vorgesehenen
Flächenrichtwerten. Es soll in diesen Fällen eine voll-
ständige eigentumsmäßige Trennung der genutzten
Grundstücksteile angestrebt werden, wenn dies
baulich möglich ist.

§ 3
Einmalige Bezuschussung

(1)  Der Evangelische Oberkirchenrat kann bei der
einmaligen Bezuschussung von Gemeindehaus-
flächen eine nach Absatz 2 am Flächenrichtwert
orientierte weitere Sonderbezuschussung gewähren,
wenn
1. nachgewiesen wird, dass auf Basis der tatsächlichen
Nutzung eine über die Gemeindehausflächenzahl hin-
ausgehenden Fläche erforderlich ist,
2. die höhere tatsächliche Nutzung in dem besonderen
Profil der Gemeindearbeit der Gemeinde begründet ist
und
3. die durch den Bestand einer höheren Gemeinde-
hausfläche sich ergebenden Haushaltsmehrbe-
lastungen für die Erstellung, den Bauunterhalt, die
Betriebskosten und die Abschreibung aus Eigen-
mitteln der Gemeinde langfristig getragen werden
können.
(2)  Die Bezuschussung nach Absatz 1 beträgt höch-
stens 50 Prozent des Betrages, der im Rahmen der
Bauförderung nach dem Flächenrichtwert für
Gemeindehäuser im konkreten Fall anzusetzen wäre.
Sie steht unter dem Vorbehalt, dass zentrale Mittel in
hinreichender Höhe zur Verfügung stehen.
(3)  Anhaltspunkte dafür, dass im Sinn von Absatz 1
Nummer 2 die tatsächliche Nutzung im besonderen
Profil der Gemeinde begründet sind, können insbe-
sondere folgende Umstände geben:
1. die Erfüllung oder Wahrnehmung überparochialer
Aufgaben,
2. das Vorliegen einer besonderen örtlichen Situation
im Nachgang eines Fusionsprozesses,
3. das Vorliegen eines theologisch-inhaltlichen
Gemeindeprofils, welches in besonderer Weise zu
einem ehrenamtlichen Einsatz in der Gemeinde oder
zu einem besonders intensiven Nutzung der gemeind-
lichen Angebote durch die Gemeindeglieder führt,
4. der regelmäßige Besuch der Gottesdienste von
durchschnittlich mehr als 10 Prozent der Gemeinde-
glieder, was durch Vorlage einer Besuchsstatistik von
zumindest sechs Monaten dargelegt werden kann,
5. wenn in Kirchengemeinden bis 400 Gemeinde-
gliedern aufgrund nachgewiesener Nutzung die
Flächenrichtwerte nicht ausreichend sind.

§ 4
Flächen für Kirchen und Sakralräume

(1)  Für den Neubau von Kirchen und Sakralräumen
wird entsprechend der Gemeindegliederzahl die Soll-
fläche ermittelt. Bis einschließlich 1.000 Gemeinde-
glieder beträgt die Nutzungsfläche für den Sakralraum
bis zu 100 m2 und die Nettoraumfläche nach DIN 277
120 m2. Über 1.000 Gemeindeglieder beträgt die
Nutzungsfläche für den Sakralraum 10 Prozent
der Gemeindegliederzahl; die Nettoraumfläche
120 Prozent der Nutzungsfläche. Zusätzlich werden
anerkannt eine Sakristei mit max. 12 m2 und ein
barrierefreies WC.
(2)  Mehrfachnutzungen des Kirchenraumes für die
Gemeindearbeit sollen ermöglicht werden, soweit dies
in der Gestaltung dem Kirchengebäude angemessen
umgesetzt werden kann. In diesem Fall wird die
für die Gemeindearbeit vorgehaltene Fläche zu
50 Prozent auf die Flächenrichtwerte für den Gemein-
dehausbereich nach § 2 angerechnet.

§ 5
Flächen im Eigentum Dritter

Flächen, die im Eigentum Dritter stehen und aufgrund
von Nutzungsvereinbarungen von der Pfarr- oder
Kirchengemeinde genutzt werden, sind bei der zu
fördernden Nettoraumfläche zu berücksichtigen,
wenn eine mittelbare oder unmittelbare Förderung des
Aufwandes aus zentralen Mitteln erfolgt ist.

§ 6
Korrektur der Flächenrichtwerte aus Gründen

der Demografie
Von den Flächenrichtwerten in §§ 2 und 4 soll nach
unten abgewichen werden, wenn die allgemeine Ent-
wicklung der Gemeindegliederzahlen, insbesondere
die örtliche demographische Entwicklung, eine Ver-
kleinerung der Pfarr- oder Kirchengemeinde erwarten
lassen oder durch die finanziellen Verhältnisse der
Körperschaft die Aufbringung der Eigenmittel bei der
Baumaßnahme und deren Folgekosten (z.B. Abschrei-
bung, Schuldendienst etc.) nur eingeschränkt ermög-
lichen.

§ 7
Bestandsgebäude

(1)  Bei Baumaßnahmen an Gemeindehäusern, die im
Baubestand vorhanden sind (Bestandsgebäude) soll
unbeschadet der nur teilweisen Mitfinanzierung aus
zentralen Mitteln eine Reduzierungen auf den
Flächenrichtwert angestrebt werden. Möglichkeiten
der Kooperation mit Dritten (§ 5) sind zu prüfen.
(2)  Ist bei Gemeinden bis 1000 Gemeindegliedern die
Gemeindehausfläche in das Pfarrhaus oder das
Kirchengebäude integriert und steht dieses Gebäude
im Eigentum der Kirchengemeinde, können die
tatsächlich vorhandenen Flächen als Flächenrichtwert
anerkannt werden, wenn dies gegenüber einer
Flächenreduzierung und einem Neubau nach den
Flächenrichtwerten des § 2 die wirtschaftlichere
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Lösung darstellt. Für die Berechnung der Wirtschaft-
lichkeit ist auf einen zwanzig-Jahres-Zeitraum abzu-
stellen. Bei einer wesentlichen Änderung der
Entscheidungsgrundlagen (z.B. bezüglich der Pfarr-
stelle) soll eine Neubewertung stattfinden.

§ 8
Inkrafttreten

Diese Rechtsverordnung tritt am 1. März 2017 in
Kraft.
Anlage 1 zu § 2 Abs. 1 BauBed-RVO:

Tabelle 1: Gemeindehäuser

Gemeinde-
glieder

Flächen
Saal und

Gruppenräume
in m2

Nettoraumfläche
insgesamt in m2

(nach DIN 277)

bis 400 25 50
bis 1.000 100 190
bis 2.000 160 300
bis 3.000 220 415
bis 4.000 260 490
bis 5.000 300 565
bis 6.000 340 640
bis 7.000 380 715
bis 8.000 420 790

Tabelle 2: Sakralbauten

Gemeinde-
glieder

Nutzungsfläche
Sakralraum
in m²

Nettoraumfläche
gesamt (DIN 277)
in m²

≤ 1.000 100 120

> 1.000 = 10 % Anzahl = 1,2x10 % Anzahl

Gemeindeglieder Gemeindeglieder

Anlage 2 zu § 2 Abs. 2 BauBed-RVO:
Berechnungsformel:

f1- f0

f (x) = f0 + ______________ * (x - x0)
x1- x0

__________________________________

K a r l s r u h e ,  den 22. Februar 2017
Der Landeskirchenrat
P r o f .  D r .  J o c h e n

C o r n e l i u s - B u n d s c h u h
Landesbischof

Ordnungen

Geschäftsordnung
zur Änderung der Geschäftsordnung

des Landeskirchenrats
Vom 22. Februar 2017

Der Landeskirchenrat hat folgende Änderung
der Geschäftsordnung des Landeskirchenrats be-
schlossen:

Artikel 1
Änderung der Geschäftsordnung des

Landeskirchenrats
Die Geschäftsordnung des Landeskirchenrats der
Evangelischen Landeskirche in Baden (Geschäfts-
ordnung Landeskirchenrat – GeschOLKR) vom
20. November 2008 in der Fassung der am
27. Januar 2010 beschlossenen Änderungen (GVBl.
S. 80) wird wie folgt geändert:
1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Bei nach dem Pfarrdienstrecht zu treffenden
Entscheidungen des Landeskirchenrats führt die
Präsidentin bzw. der Präsident der Landessynode
den Vorsitz. Das Gleiche gilt für Beschwerde-
entscheidungen in den Fällen des § 5 Satz 2.“

2. § 2 wird wie folgt gefasst:

„§ 2
Vorsitz im Landeskirchenrat in synodaler

Besetzung
(1) Den Vorsitz im Landeskirchenrat in synodaler
Besetzung führt die Präsidentin bzw. der
Präsident der Landessynode (Artikel 85 Abs. 2
GO) und im Verhinderungsfall die Person im
ersten Stellvertretendenamt (Artikel 82 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 GO).
(2) Ist die Präsidentin bzw. der Präsident der
Landessynode und die Person im ersten Stellver-
tretendenamt verhindert, so übernimmt die
Person im zweiten Stellvertretendenamt die
Vertretung, wenn sie dem Landeskirchenrat
angehört. Ist dies nicht der Fall oder ist auch diese
Person verhindert, ist die Stellvertretung aus den
übrigen synodalen Mitgliedern des Landes-
kirchenrats zu bestimmen.
(3) Die Präsidentin bzw. der Präsident der
Landessynode ist berechtigt, den Personen im
Stellvertretendenamt auch in einem anderen als
dem Verhinderungsfall den Vorsitz zu über-
tragen.“
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3. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6
Beratende Teilnahme

Der Landeskirchenrat kann durch Beschluss
vorsehen, dass bestimmte Personen ständig oder
für bestimmte Zeiträume an den Sitzungen des
Landeskirchenrats beratend teilnehmen.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt am 1. März 2017 in
Kraft.

__________________________________

K a r l s r u h e ,  den 22. Februar 2017
Der Landeskirchenrat
P r o f .  D r .  J o c h e n

C o r n e l i u s - B u n d s c h u h
Landesbischof
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Arbeitsrechtsregelungen

Arbeitsrechtsregelung
zur Änderung der Arbeitsrechtsregelung

für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Vom 8. Februar 2017
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Arbeitsrechtsregelung
zur Änderung der

Arbeitsrechtsregelung
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Vom 8. Februar 2017
Die Arbeitsrechtliche Kommission hat gemäß
Artikel 2, § 5 Abs. 2 des Zustimmungs- und Ausfüh-
rungsgesetzes zum Arbeitsrechtsregelungsgrund-
sätzegesetz der EKD (ZAG-ARGG-EKD) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 11. April 2014
(GVBI. S. 166), zuletzt geändert am 22. Oktober 2014
(GVBl. 2015 S. 2) folgende Arbeitsrechtsregelung
beschlossen:

Artikel 1
Änderung der AR-M

Die Arbeitsrechtsregelung für Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter (AR-M) vom 16. Dezember 2005
(GVBl. 2006 S. 66), zuletzt geändert durch Arbeits-
rechtsregelung vom 8. Juni 2016 (GVBl. S. 153), wird
wie folgt geändert:
1. § 4 Nr. 16 erhält folgende Überschrift:

„16. Zu § 16 TVöD - Stufen der Entgelttabelle
(Bund und VKA)“

2. § 4 Nr. 16 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Ergänzend zu § 16 Abs. 2 und 5 TVöD (Bund)
gilt:
a) Sämtliche Zeiten einer einschlägigen Berufs-

erfahrung aus Arbeitsverhältnissen zu einem
unter diese Arbeitsrechtsregelung fallenden
kirchlichen oder diakonischen Anstellungs-
träger werden bei der Einstellung als Stufen-
laufzeit angerechnet.
Bei Einstellung in die Entgeltgruppen 9a
bis 15 gilt dies nur dann, wenn es sich um
vorherige Arbeitsverhältnisse handelt, die
jeweils nicht länger als sechs Monate unter-
brochen sind. Bei Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern ab der Entgeltgruppe 13
verlängert sich der Zeitraum auf jeweils
längstens zwölf Monate. Ist ein vorheriges
Arbeitsverhältnis länger als sechs bzw. zwölf
Monate unterbrochen, sind auch Zeiten aus
Arbeitsverhältnissen, die diesem Arbeitsver-
hältnis vorausgehen, nicht nach Satz 1 anzu-
rechnen.

b) Zeiten, die über eine Stufenzuordnung nach
§ 16 Abs. 2 Satz 1 bis 3 TVöD (Bund)
hinausgehen, können als Laufzeit für das
Erreichen der nächsten Stufe der Entgelt-
tabelle berücksichtigt werden.

c) Die Protokollerklärung Nr. 2 zu § 16 Abs. 2
(Bund) findet keine Anwendung für ein
Berufspraktikum der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die unter den Abschnitt 21 der
Kirchlichen Entgeltordnung für Sozialar-
beiterinnen und Sozialarbeiter u.a. fallen.

Von der Ausbildung nach dem Eckpunktepapier
zur Implementierung einer praxisintegrierten
Erzieherinnen- und Erzieherausbildung in Baden-
Württemberg vom 5. September 2012 (PIA) gilt
ein Jahr als Erwerb einschlägiger Berufser-
fahrung.“

3. In der Überschrift des § 4 Nr. 16 Abs. 2 wird Buch-
stabe „a“ gestrichen. Im Text wird „§ 16 Abs. 3
S. 4“ ersetzt durch „§ 16 Abs. 2 Satz 3“.

4. § 4 Nr. 16 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
„(3) Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
unter die besonderen Teile BT-V, BT-B und BT-K
zum TVöD-Bund fallen, gilt Absatz 1 Buchstabe
a) mit Ausnahme von Satz 2 entsprechend.“

5. In § 4 Nr. 20 werden die Bezeichnungen „§ 20
TVöD“ ergänzt um „(Bund)“.

6. § 4 Nr. 38a wird gestrichen.
7. § 5 Abs. 4 Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Ergänzend zu § 1 Abs. 2 Satz 4 der Anlage zu
Abschnitt VIII Sonderregelung (VKA) § 56
TVöD-BT-V gilt § 4 Nr. 16 Abs. 1 mit Ausnahme
von Buchstabe a) Satz 2.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt rückwirkend zum
1. März 2016 in Kraft.

__________________________________

K a r l s r u h e ,  den 8. Februar 2017
Arbeitsrechtliche Kommission

Die Vorsitzende
S a b i n e  W ö s t m a n n

Arbeitsrechtsregelung
zur Änderung der

Arbeitsrechtsregelung
für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Vom 8. Februar 2017
Die Arbeitsrechtliche Kommission hat gemäß
Artikel 2, § 5 Abs. 2 des Zustimmungs- und Ausfüh-
rungsgesetzes zum Arbeitsrechtsregelungsgrund-
sätzegesetz der EKD (ZAG-ARGG-EKD) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 11. April 2014
(GVBI. S. 166), zuletzt geändert am 22. Oktober 2014
(GVBl. 2015 S. 2) folgende Arbeitsrechtsregelung
beschlossen:

Artikel 1
Änderung der AR-M

Die Arbeitsrechtsregelung für Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter (AR-M) vom 16. Dezember 2005
(GVBl. 2006 S. 66), zuletzt geändert durch Arbeits-
rechtsregelung vom 8. Juni 2016 (GVBl. S. 153), wird
wie folgt geändert:
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1. § 4 Nr. 12 AR-M wird wie folgt gefasst:
„12. Zu § 12 TVöD – Eingruppierung
Ergänzend zu § 12 TVöD (Bund) gilt:
(1)  Die Kirchliche Entgeltordnung (KEntgO) nach
Anlage 2 geht den Teilen I bis III der Anlage 1 des
Tarifvertrages über die Entgeltordnung des Bundes
(TV EntgO Bund) und den in Absätzen 2 und 3
geregelten Eingruppierungsgrundlagen vor.
(2)  Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Pflege
und leitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
der Pflege gilt Teil B Abschnitt XI Nr. 1 und 2 der
Anlage 1 zum TVöD (VKA).
Die unter Teil B Abschnitt XI Nr. 1 der Anlage 1
zum TVöD (VKA) fallenden Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter erhalten die Pflegezulage nach Protokoll-
erklärung Nr. 1 auch dann, wenn sie die Grund- und
Behandlungspflege zeitlich überwiegend bei Pflege-
bedürftigen in Alten- und Pflegeheimen ausüben.
(3)  Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Sozial-
und Erziehungsdienst gilt Teil B Abschnitt XXIV der
Anlage 1 zum TVöD (VKA).“
2. § 7 AR-M wird um folgenden Absatz 5 ergänzt:
„(5)  Die Überleitung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in der Pflege und der leitenden Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in der Pflege nach Teil B
Abschnitt XI Nr. 1 und 2 der Anlage 1 zum TVöD
(VKA) sowie der unter Abschnitt 3 der Kirchlichen
Entgeltordnung fallenden Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter in der Gemeindekrankenpflege erfolgt
zum 1. Januar 2017 nach Maßgabe des mit § 1 Nr. 8
des Änderungstarifvertrags Nr. 11 vom 29. April 2016
zum TVÜ-VKA eingeführten Abschnitts IVb
TVÜ-VKA.“
3. Die Überschrift von Buchstabe B der Anlage 2 zur
AR-M erhält folgende Fassung:
„B Änderungen und Ergänzungen zu Anlage 1 TVöD
– Entgeltordnung (VKA)“
4. Die Nummer 1 von Buchstabe B der Anlage 2 zur
AR-M erhält folgende Fassung:
„1. Ergänzungen zu Teil B Abschnitt XXIV für den
Bereich BT-V und BT-B
a) Die Entgeltgruppe S 4 Fallgruppe 2 wird wie folgt
ergänzt:
Der hauswirtschaftliche und landwirtschaftliche
Erziehungsdienst ist dem handwerklichen Erzie-
hungsdienst gleichgestellt.
b) Die Entgeltgruppe S 8b Fallgruppe 2 wird wie folgt
ergänzt:
Hauswirtschaftsmeisterinnen und Hauswirtschafts-
meister im hauswirtschaftlichen Erziehungsdienst als
Gruppenleiterin / Gruppenleiter sind wie Handwerks-
meisterinnen und Handwerksmeister im handwerk-
lichen Erziehungsdienst einzugruppieren.

c) Die Protokollerklärung Nr. 1 wird wie folgt ergänzt:
Die Bestimmungen über die Zulagen finden entspre-
chende Anwendung für Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter im hauswirtschaftlichen und landwirtschaft-
lichen Erziehungsdienst sowie für Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter bis zur Entgeltgruppe 11 in Heimen
für Nichtsesshafte und Gefährdete.“
5. Die Nummer 2 von Buchstabe B der Anlage 2 zur
AR-M erhält folgende Überschrift:
„2. Änderungen und Ergänzungen zum Teil B
Abschnitt XXIV für den Bereich Tageseinrichtungen
für Kinder (BT-V)“
6. Die bisherigen Absatzbezeichnungen Buchstaben a)
und b) in Buchstabe B Nr. 2 der Anlage 2 zur AR-M
werden gestrichen.
7. Abschnitt 3 der Anlage 2 Buchstabe A zur AR-M
wird wie folgt geändert:
a) In der letzten Spalte der Tabelle werden die Buch-
staben bzw. Ziffern wie folgt ersetzt : „KR“ wird „P“,
„3a“ wird „P 5“, „4a“ wird „P 6“, „8a“ wird „P 8“,
„9a“ wird „P 9“, „9b“ wird „P 10“, „9c“ wird „P 11“,
„9d“ wird „P 12“ und „10a“ wird „P 13“.
b) In Fallgruppe 3 erhält der Klammerzusatz folgende
Fassung:
„(Hierzu Protokollerklärungen Nr. 1 und 6)“.
c) In Fallgruppe 4 erhält der Klammerzusatz folgende
Fassung:
„(Hierzu Protokollerklärungen Nr. 1, 2 und 6)“.
d) In den Fallgruppen 5 bis 11 erhält der jeweilige
Klammerzusatz folgende Fassung:
„(Hierzu Protokollerklärungen Nr. 3, 4 und 5)“.
8. Abschnitt 3 der Anlage 2 Buchstabe A zur AR-M
wird in den Protokollerklärungen wie folgt geändert:
a) Protokollerklärung Nr. 1 erhält folgende Fassung:
„Die Mitarbeitenden erhalten für die Dauer dieser
Tätigkeit eine monatliche Zulage von 46,02 Euro.“
b) Protokollerklärung Nr. 3 wird gestrichen. Die
folgenden Protokollerklärungen Nr. 4 bis Nr. 7 werden
zu Nr. 3 bis Nr. 6.
c) Satz 2 der Protokollerklärung Nr. 4 (vorher Nr. 5)
Ziffer 2 erhält folgende Fassung:
„Die Summe der abgerechneten Leistungsentgelte ist
auf das Jahr 2001 (Jahr, das der erstmaligen Einfüh-
rung dieser Tätigkeitsmerkmale zu Grunde lag) um
den Verbraucherpreisindex für Baden-Württemberg
des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg
zu bereinigen.“
d) In Satz 1 der Protokollerklärung Nr. 6 (vorher
Nr. 7) werden die Bezeichnungen „Kr 9a“ in „P 9“ und
„Kr 9b“ in „P 10“ geändert.
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9.) § 7 Abs. 1 Halbsatz 1 erhält folgende Fassung:
„(1)  Für die Überleitung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Pflegedienst (ehemalige Anlage 1b
zum BAT) und in der Gemeindekrankenpflege
(Abschnitt 3, vormals Einzelgruppenplan 54 der
Anlage 2 zur AR-M) sowie der Ärztinnen und Ärzte
zum 1. Januar 2006 finden ergänzend zu § 6 die nach-
folgenden Bestimmungen des Tarifvertrags zur Über-
leitung der Beschäftigten der kommunalen Arbeit-
geber in den TVöD und zur Regelung des Übergangs-
rechts (TVÜ-VKA) Anwendung:“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt mit Wirkung vom
1. Januar 2017 in Kraft.

__________________________________

K a r l s r u h e ,  den 8. Februar 2017
Arbeitsrechtliche Kommission

Die Vorsitzende
S a b i n e  W ö s t m a n n

Durchführungsbestimmungen

Durchführungsbestimmung
zur Änderung der

DB-Kirchenbaugesetz
sowie zur Änderung der

Förderrichtlinien Bauprogramme
Vom 6. Dezember 2016

Der Evangelische Oberkirchenrat erlässt folgende
Durchführungsbestimmungen:

Artikel 1
Änderung der DB-Kirchenbaugesetz

Die Durchführungsbestimmungen zum Kirchenbau-
gesetz (DB – Kirchenbaugesetz - DB KirchenbauG)
vom 18. September 2001 (GVBl. S. 239), geändert am
12. August 2008 (GVBl. S. 154) werden wie folgt
geändert:
1. Zu § 7: Genehmigungspflichtige Vorhaben, wird

Nr. 7.1 wie folgt gefasst:
„Zu Nr. 1: Für Baumaßnahmen an Pflegeheimen,
Diakonie- und Sozialstationen sowie an kirch-
lichen Verwaltungsämtern gilt die Genehmigung
als erteilt. Soweit bei Baumaßnahmen an Kinder-
tagesstätten zur Qualitätssicherung und Prozess-
steuerung ein Architektenwettbewerb nach den
Richtlinien für Planungswettbewerbe in der
jeweils geltenden Fassung durchgeführt wird und
eine ordnungsgemäße Projektsteuerung durch die

zuständige Kommune sichergestellt ist, gilt die
Genehmigung als erteilt.“

2. Nach Zu § 7: Genehmigungspflichtige Vorhaben,
Nr. 7.1 wird folgende Nummer 7.2 angefügt:
„7.2 Zu Nr. 5: Architektenverträge bedürfen
der Genehmigung, wenn die reinen Baukosten
(DIN 276, Kostengruppe 3 und 4) über 500.000
Euro liegen. Für Verträge mit Fachingenieurinnen
und Fachingenieuren gilt die Genehmigung als
erteilt.“

3. Zu § 8: Genehmigungsfreie Bauvorhaben, Nr. 8.1
Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Keiner Genehmigung bedürfen Beschlüsse über
Baumaßnahmen nach § 2 Kirchenbaugesetz, wenn
die Bausumme den Betrag von 5.000 Euro, im
Falle der Stadtkirchenbezirke Freiburg, Heidel-
berg, Karlsruhe, Mannheim, Pforzheim den Betrag
von 500.000 Euro nicht übersteigt und die Finan-
zierung aus Eigenmitteln erfolgt.“

4. Nach Zu § 10: Grundsatz der Eigenverantwortung,
wird folgende Regelung eingefügt:
„Zu § 11: Künstlerische Ausgestaltung und
Behandlung von Kunstgut.
11.1 Zu Abs. 2: Ist für ein geplantes Kunstwerk
oder die Auswahl einer Künstlerin oder eines
Künstlers ein einvernehmliches Vorgehen mit dem
Evangelischen Oberkirchenrat nicht herstellbar,
soll die Künstlerin oder der Künstler im Rahmen
eines Künstlerwettbewerbes ermittelt werden.
26.1 Satz 6 gilt entsprechend.“

5. Die Regelung Zu § 24: Baubedarf wird aufge-
hoben.

Artikel 2
Änderung der Förderrichtlinien Bauprogramme

Die Richtlinien zur Förderung von Baumaßnahmen
der Kirchengemeinden und Stadtkirchenbezirke im
Rahmen der landeskirchlichen Bauprogramme
(Förderrichtlinien Bauprogramme - FöRL Bau) vom
5. Februar 2013 (GVBl. S. 38) werden wie folgt
geändert:
§ 3 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die zu berücksichtigenden Gesamtbau-
kosten bei Baumaßnahmen an Gemeindehäusern
sind max. auf die Größenrichtwerte nach der
Rechtsverordnung zur Feststellung des Baube-
darfs nach § 24 Kirchenbaugesetz begrenzt,
gegebenenfalls erfolgt eine entsprechende
Kürzung der förderungsfähigen Gesamt-
baukosten (Förderungsbegrenzung). Für die
Gemeindegröße sind die Festsetzungen des
letzten Kirchensteuerzuweisungsbescheids maß-
geblich.“
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Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Durchführungsbestimmungen treten am
1. Januar 2017 in Kraft.

__________________________________

K a r l s r u h e ,  den 6. Dezember 2016
Der Evangelische Oberkirchenrat

S t e f a n  W e r n e r
Oberkirchenrat

Bekanntmachungen

FÜRBITTE für die 6. Tagung der
12. Landessynode der Evangelischen

Landeskirche in Baden
vom 26. bis 29. April 2017

in Bad Herrenalb
OKR 02.02.2017
AZ: 14/44
Die 6. Tagung der 12. Landessynode der Evange-
lischen Landeskirche in Baden findet in der Zeit vom
26. bis 29. April 2017 in Bad Herrenalb statt.
Wir bitten, in den Gottesdiensten unserer Gemeinden
am 23. April 2017 die Landessynode in ihre Fürbitte
einzuschließen.

Praktisch-theologische Ausbildung
OKR 14.02.2017
Az. 22/1161
Die nachgenannten Kandidatinnen / Kandidaten
werden mit Wirkung ab 1. März 2017 in das Lehr-
vikariat der Evangelischen Landeskirche in Baden
aufgenommen.
B  i  e  r ,  Anna Paola
F  e  l  l  h  a  u  e  r , Jan
H  o  r  n ,  Manuel
K  e  r  n ,  Judith
K  r  i  l  l  e ,  Lisa
S  c  h  e  l  b ,  Sonja
T  a  g ,  Sylvia
W  a  g  n  e  r  -  F  r  a  n  k ,  Silke
W  a  i  d  l  e  r ,  Andreas
W  e  b  e  r ,  Michael

Kirchliche Stiftungen des
öffentlichen Rechts

“Evangelische Heiligen- und
Kirchenalmosenfonds Haag,

Moosbrunn und Schönbrunn“
OKR 23.02.2017
AZ: 51/11
Die Evangelischen Heiligen- und Kirchenalmosen-
fonds Haag, Moosbrunn und Schönbrunn wurden
durch Beschluss des Kirchengemeinderats vom
20. Dezember 2016 aufgelöst.

Anerkennung der Rechtsstellung als
Körperschaft des öffentlichen Rechts

OKR 20.02.2017
AZ: 11/10
Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg hat mit Schreiben vom 30.01.2017
(AZ: KM-7141.15/88) die Anerkennung der Evange-
lischen Kirchengemeinde Hilsbach-Weiler als
Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Wirkung
zum 01.01.2017 ausgesprochen.

Anerkennung der Rechtsstellung als
Körperschaft des öffentlichen Rechts

OKR 20.02.2017
AZ: 11/10
Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg hat mit Schreiben vom 31.01.2017
(AZ: KM-7141.15/87) die Anerkennung der Evange-
lischen Kirchengemeinde Ittlingen-Richen als
Körperschaft des öffentlichen Rechts mit Wirkung
zum 01.01.2017 ausgesprochen.

Verleihung der Rechte einer
Körperschaft des öffentlichen Rechts

OKR 20.02.2017
AZ: 12/70 Singen
Das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg hat mit Schreiben vom 06.02.2017
(AZ: KM-7141.14/16) dem Evangelischen Verwal-
tungszweckverband Schwarzwald-Bodensee die
Rechte einer Körperschaft des öffentlichen Rechts
verliehen.
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Berechnung der Prämien zur
Gebäudeversicherung 2017,

Anzeigepflicht bei Meldungen zur
landeskirchlichen

Gebäudeversicherung
Vertrag Nr. 10208126/648 und

10208126/665
OKR 27.02.2017
AZ: 60/751
1. Für alle Gebäude zum Sammelversicherungs-

vertrag der Evangelischen Landeskirche in Baden
beträgt ab 01.01.2017 der durchschnittliche
(kumulierte) Prämiensatz 0,307 Promille (bisher:
0,279 Promille) für Feuer und Elementar inkl.
Leitungswasser. Der gleitende Neuwertfaktor
(Euro) beträgt ab 01.01.2017 17,6 (bisher: 17,2).

2. Der Baukostenindex für die Rückrechnung von
Euro in Goldmark beträgt ab 01.01.2017 13,6
(bisher: 13,3). Sofern für einzelne Gebäude eine
Berechnung der Prämie benötigt wird, ist deren
Höhe wie folgt zu berechnen:
Für 2017
Prämie = Wert 1914 x Prämiensatz (Risikofaktor)
x Wertfaktor 17,6 zuzüglich Versicherungssteuer
16,34 %.
Beispiel:
Der Gebäudewert von 34.000,00 Goldmark multi-
pliziert mit dem Prämiensatz (Risikofaktor von
0,307 Promille inkl. Leitungswasser) sowie dem
Wertfaktor 17,6 ergibt eine Netto-Prämie von
183,70 Euro zuzüglich Versicherungssteuer von
16,34 % = eine Brutto-Prämie von 213,72 Euro.

3. Anzeigepflicht:
Sämtliche Zu- und Abgänge im Gebäudebereich
(Neuerwerb, Verkäufe, Neubauten, Umbauten,
Erweiterungsbauten etc.) sind nach Vollzug der
Maßnahme dem Evangelischen Oberkirchenrat,
Sachversicherungen, per Meldebogen anzuzeigen.
Im Falle eines Verkaufs sind die erforderlichen
Angaben, insbesondere das Datum der grund-
buchamtlichen Umschreibung, anzuzeigen.

4. Grundsätzliche Hinweise zu den landeskirchlichen
Versicherungen:
Die Pflege des Vermögens erfordert einen aus-
reichenden Versicherungsschutz. Der Abschluss
von Einzelversicherungen entfällt, soweit
Versicherungsschutz über Sammelversicherungs-
verträge der Landeskirche besteht. Wegen des
Versicherungsschutzes in der gesetzlichen Unfall-
versicherung nach der Reichsversicherungs-
ordnung wird auf die Bekanntmachung vom
20. Januar 1967 verwiesen.

Woche der Diakonie 2017
- Sammlung der Diakonie
- Wort des Landesbischofs

OKR 01.03.2017
AZ: 81/471
Sammlung der Diakonie
Die Sammlung der Diakonie („Woche der Diakonie“)
findet als Haus- und Straßensammlung vom
24.06. - 02.07.2017 statt. Per Einwurf in die Brief-
kästen, bzw. per Einlage in den Gemeindebrief kann
auch außerhalb dieses Zeitraums gesammelt werden.
Die Verfahrensvorschriften werden den Pfarrämtern
und Kirchengemeinden gesondert mitgeteilt. Die
Sammlung der Diakonie ist vom Evangelischen Ober-
kirchenrat angeordnet. Alle Kirchengemeinden sind
verpflichtet, die Sammlung durchzuführen.
Zwar hat das Land Baden-Württemberg das bisherige
Sammlungsgesetz im Jahr 2013 aufgehoben. In
Absprache mit den anderen Wohlfahrtsverbänden
bitten wir dennoch dringend darum, die bisher
gültigen Standards aufrecht zu erhalten, um die
Transparenz und Seriosität unserer Sammlungen auch
weiter gewährleisten zu können und damit die Akzep-
tanz in der Bevölkerung zu bewahren.
Die Diakoniesammlung steht unter dem Leitwort:
„Geht’s noch?“
„Diakonie gegen Armut“
Das Arbeitsfeld der Diakonie ist weit gefächert.
Projekte aus allen Bereichen werden durch die Samm-
lung gefördert. Insbesondere geht es in diesem Jahr um
- Angebote für Menschen, die von Armut bedroht

sind,
- Bahnhofsmissionen,
- Arbeitslosenprojekte,
- Förderung ehrenamtlichen Engagements.
Damit diese und andere wichtigen Dienste getan
werden können, sind die Gemeinden um Unter-
stützung der Sammlung herzlich gebeten. Die
Gemeindepfarrerinnen und Gemeindepfarrer werden
gebeten, das „Wort des Landesbischofs“ im Gottes-
dienst bekannt zu geben. Informationen zu den Samm-
lungsschwerpunkten und das Werbematerial werden
den Gemeinden zusammen mit den Abrechnungs-
unterlagen zugesandt.
Bei der Abrechnung ist folgendes Verfahren zu
beachten:
1. Bei der Haus-, Straßen- und Firmensammlung

können vom Gesamtergebnis 20 Prozent von
der Gemeinde für diakonische Aufgaben der
Gemeinde einbehalten werden. Der Restbetrag
wird unmittelbar nach der Sammlung, spätestens
jedoch am 12. September 2017, unter Beifügung
einer genauen Aufstellung an das Dekanat bzw.
Verwaltungs- und Serviceamt überwiesen.
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2. 30 Prozent des Sammlungsergebnisses erhält das
örtliche Diakonische Werk bzw. der Diakonie-
verband des Kirchenbezirks.

3. Die Restsumme führen die Dekanate bzw.
Verwaltungs- und Serviceämter bis zum
10. Oktober 2017 an die Landeskirchenkasse ab.
Abrechnungsformulare, die eine Aufschlüsselung
der einzelnen Gemeindeergebnisse ermöglichen,
werden vom Diakonischen Werk Baden zuge-
sandt.

Wort von Landesbischof
Prof. Dr. Jochen Cornelius-Bundschuh
zur „Woche der Diakonie“ 2017
24. Juni – 02. Juli 2017
„Geht’s noch?“ Diakonie gegen Armut
Auch, wenn die Armut in unserem Land sich oft
verbirgt. Sie ist da - weil Lohn oder Rente nicht mehr
zum Leben reichen, weil die Chance, eine Arbeit zu
bekommen, schwindet, weil Wohnung, Nahrung und
Kleidung unbezahlbar werden. Irgendwann geht
nichts mehr: Für gemeinsame Aktivitäten mit anderen
fehlt das Geld. So werden Menschen einsam, fühlen
sich ausgegrenzt. Die Möglichkeiten für ein selbst-
ständiges und selbstbestimmtes Leben sinken. Die
Gesundheit leidet. Die Statistik zeigt deutlich: Wer
arm ist, stirbt früher.
Die Diakonie will diese Spirale nach unten durch-
brechen - über 1.600 Angebote in ganz Baden helfen
beim Überwinden von Notlagen, schenken Hoffnung,
und ermutigen Menschen, ihr Leben in die Hand zu
nehmen. In Projekten für Arbeitslose und in der Bahn-
hofsmission, im Krankenhaus oder im Kindergarten,
in der Sozialstation oder im Seniorenheim, in der
Jugendhilfeeinrichtung oder der Werkstatt für
Menschen mit Behinderung engagieren sich haupt-
und ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
fachlich und persönlich. Sie fragen „Geht’s noch?“;
sie helfen, wo Menschen nicht mehr weiter wissen. Oft
zeigt sich dann: Es gibt einen Weg. Es geht weiter!
Die diesjährige Sammlung in der Woche der Diakonie
kommt insbesondere Menschen zugute, die von Armut
bedroht sind.
Für viele Menschen ist die Bahnhofsmission die
einzige Anlaufstelle in einer Notlage. Hier kann man
vorbeikommen, wenn überall sonst niemand mehr da
ist, und erhält Unterstützung: eine trockene Jacke, weil
die einzige, die man hatte, zerrissen ist; jemand ist da
zum Reden oder hilft bei der Suche nach einer Über-
nachtungsmöglichkeit, weil die eigene Wohnung
gekündigt wurde: Die Bahnhofsmission hilft und
vermittelt weitergehende diakonische Hilfsangebote
für Senioren, Kinder, Alleinerziehende, Einsame oder
Menschen mit finanziellen Problemen.
Arbeitslose Menschen erhalten in über 20 Projekten
der Diakonie Unterstützung. Sie erleben, was es heißt,
Sinnvolles zu tun und das eigene Leben wieder in die
Hand zu nehmen. In Weil am Rhein lernen langzeit-
arbeitslose Frauen die Grundlagen einer gesunden
Ernährung und bereiten dabei das Frühstück für die

Kinder der benachbarten Grundschule und der umlie-
genden Kitas zu. Im DW Laden in Sinsheim werden
benachteiligte Jugendliche an die Arbeitswelt heran-
geführt - eine Chance, aus dem Armutskreislauf aus-
zubrechen.
Bitte helfen Sie durch Ihre Spende für die „Woche der
Diakonie“ mit, diese Projekte zu unterstützen, damit
die, die am Rande Gesellschaft stehen, erleben, dass
es weiter geht.
Herzlichen Dank!
Ihr
Prof. Dr. Jochen Cornelius-Bundschuh
Landesbischof

Stellenausschreibungen

Hinweise zu Bewerbungen

Die Mietwerte der Pfarrhäuser/Pfarrwoh-
nungen für die ausgeschriebenen Pfarrstellen
können beim Evangelischen Oberkirchenrat
in Karlsruhe unter Telefon 0721 9175 766
erfragt werden.
Den Bewerbungen auf die nachfolgenden
Ausschreibungen ist ein tabellarischer
Lebenslauf und ein Kurzbericht zur bisherigen
Tätigkeit und zu Schwerpunkten der Arbeit
und Fortbildung beizufügen. Diese Unter-
lagen sind zur Weitergabe an die ausge-
schriebenen Gemeinden bestimmt.
Bewerbungen auf Ausschreibungen, die nicht
hier im Gesetzes- und Verordnungsblatt
erschienen sind (bezirkliche Pfarrstelle,
Auslandsgemeinden etc.), sind in Kopie über
den Dienstweg dem Evangelischen
Oberkirchenrat zuzuleiten.

I. Gemeindepfarrstellen
Erstmalige Ausschreibungen
Bammental
(Kirchenbezirk Neckargemünd-Eberbach)
Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Bammental kann
zum 1. November 2017 mit einem vollen Dienstver-
hältnis wieder besetzt werden, nachdem der bisherige
Stelleninhaber in den Ruhestand tritt. Mit der Pfarr-
stelle ist ein Regeldeputat von sechs Wochenstunden
Religionsunterricht verbunden.
Bammental hat etwa 6.600 Einwohner, davon sind
etwa 2.400 Gemeindeglieder der Kirchengemeinde.
Der Ort liegt verkehrsgünstig als Wohngemeinde
mit mittelständisch geprägten Gewerbebetrieben ca.
15 km südöstlich von Heidelberg im Elsenztal an der
Grenze zwischen Odenwald und Kraichgau. Die
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Gemeinde ist über S-Bahn an die größeren Städte in
der Metropolregion Rhein-Neckar angebunden. Im
Ort befinden sich zwei kommunale Kindergärten, ein
Waldorfkindergarten, Grund- und Gemeinschafts-
schule, ein Gymnasium sowie eine Schule in privater
Trägerschaft mit Internat.
Die Einkaufsmöglichkeiten und die ärztliche Versor-
gung sind gut. Außerdem bietet Bammental ein breites
politisches, sportliches und kulturelles Betätigungs-
feld mit einer Vielzahl an Vereinen.
Bammental hat eine zentral gelegene großzügige
Seniorenwohnanlage und ein weiteres, privat geführ-
tes Senioren-Pflegeheim. Gottesdienste in den beiden
Seniorenheimen erfolgen im Wechsel und in Ab-
sprache mit der katholischen Kirchengemeinde und
der Neuapostolischen Gemeinde.
Die 1902/1904 in der Ortsmitte erbaute Kirche wurde
1988/1989 renoviert. Eine umfassende Orgelsanie-
rung und weitere Renovierungsarbeiten im Altar-
bereich sind gegenwärtig in der Planung.
Das 1964 erbaute Gemeindehaus umfasst mehrere
Gruppenräume und einen großen Gemeindesaal. Es
wird auch durch außergemeindliche Gruppen genutzt.
Das Gemeindehaus wurde in den letzten Jahren
umfassend heiztechnisch, sanitär und elektrisch
renoviert.
Das geräumige historische Pfarrhaus liegt neben
dem Gemeindehaus und ist grundlegend saniert (u. a.
Fenster 2005, Heizung 2012). Der Wohnraum umfasst
sechs Zimmer im 1. OG und im Dachgeschoss. Ener-
getische Maßnahmen am und im Pfarrhaus sind im
Rahmen des Pfarrstellenwechsels geplant. Im Pfarr-
haus befinden sich im Erdgeschoss das Amtszimmer,
das Pfarrbüro und ein Besuchszimmer. Zum Pfarrhaus
gehört ein gepflegter Garten mit teilweise altem
Baumbestand.
Posaunenchor, Flötenkreis und Kirchenchor sind Aus-
druck eines reichen kirchenmusikalischen Lebens und
werden von der Gemeinde sehr geschätzt. Die Kirche
ist als Veranstaltungsort weiterer, vielfältiger Musik-
veranstaltungen über die Ortsgrenzen hinaus bekannt.
In den letzten Jahren haben sich verschiedene Ange-
bote für Männer und Frauen bewährt (Männervesper
und Frauenfrühstück).
Einen Schwerpunkt bilden die Gruppen der „Genera-
tion 59plus“, die im Ort gut vernetzt sind.
Gegenwärtig setzen wir besondere Akzente in der
Arbeit mit Familien und Kleinkindern („Gottesdienst
für kleine Leute“, „Konfettikirche - Kirche für Kids“
und Jungschar). Die Arbeit mit den Konfirmandinnen
und Konfirmanden wird derzeit vom Pfarrer in
Zusammenarbeit mit einem Team gestaltet. Für
Jugendliche gibt es die Möglichkeit, sich im wöchent-
lich stattfindenden Jugendkreis zu begegnen.
Der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen
Bammental (ACK) gehören die evangelische, die
katholische und die mennonitische Gemeinde an. Mit
großem Erfolg werden jährlich Kinderbibeltage in

ökumenischer Zusammenarbeit veranstaltet. Frie-
densdekade, Friedensgebete und gemeinsame Gottes-
dienste prägen das ökumenische Miteinander am Ort.
Die Gemeindearbeit wird getragen durch eine große
Zahl neben- und ehrenamtlichen Mitarbeitenden. Der
Ältestenkreis besteht derzeit aus acht Personen unter-
schiedlicher Altersstufen und Berufe. Eine erfahrene
Pfarramtssekretärin, eingesetzt mit 12 Wochenar-
beitsstunden, ergänzt dieses Team.
Die Bewahrung der Schöpfung ist uns sehr wichtig.
Bereits 2009 wurde ein Umweltmanagementsystem
etabliert, welches nach Leitlinien des EMAS zertifi-
ziert wurde. Mit dem Team „Grüner Gockel“ haben
wir unseren „ökologischen Fußabdruck“ seither stark
reduziert und sind jetzt dabei, öko-fair-soziale
Beschaffungsrichtlinien für die Gemeinde zu ent-
wickeln.
Menschen sollen in unserer Gemeinde Zeit und Raum
zur Begegnung mit Gott und untereinander finden.
Unterschiedlich gestaltete Gottesdienste, das Café
„Alte Kirchenbank“, die werktags „Offene Kirche“
und unterschiedliche Gesprächs- und Aktivgruppen
geben dazu Gelegenheit.
In Bammental leben zurzeit etwa 90 Flüchtlinge, um
die sich ein engagierter Flüchtlingskreis kümmert. Die
Kirchengemeinde unterstützt diese Arbeit durch
Verwaltung der Spenden für die Flüchtlinge. Zudem
finden im Gemeindehaus Sprachkurse statt.
Wir freuen uns auf eine Pfarrerin bzw. einen
Pfarrer - auch in Stellenteilung - die / der
- Freude hat an den traditionellen Formen gottes-

dienstlicher Feier, aber auch offen ist für neue
Gottesdienstkonzepte;

- Anspruch und Zuspruch des Evangeliums von
Jesus Christus verkündigt und dabei die Fragen
und Probleme unserer Zeit aufnimmt;

- ihre / seine Begabungen in die Arbeit mit jungen
Familien einbringt und die Mitarbeitenden im
Bereich der „Generation 59+“ begleitet;

- unsere kirchenmusikalische Arbeit wertschätzt;
- das ökumenische Leben im Rahmen der ACK

Bammental fördert und
- zusammen mit dem Kirchengemeinderat und den

Mitarbeitenden dazu beiträgt, dass wir für alle
Generationen in der Gemeinde ein vielfältiges
Gemeindeleben erhalten und weiterentwickeln.

Die Übernahme eines Bezirksauftrages wird erwartet.
Weitere Informationen über unsere Gemeinde finden
Sie in unserem Internetauftritt: www.evkiba.de.
Für weitere Auskünfte stehen Ihnen zur Verfügung:
Marianne Schröter,
Vorsitzende des Kirchengemeinderates,
Telefon 06223 4876884, E-Mail: ma-gi-sch@gmx.de,
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und
Dekan Ekkehard Leytz, Telefon 06271 2360,
E-Mail: dekanat.neckargemuend-eberbach
@kbz.ekiba.de.
Freiburg, Pfarrstelle I der Pfarrgemeinde Nord
(Stadtkirchenbezirk Freiburg)
Die Pfarrstelle I (Predigtbezirk Ludwigskirche) in der
Dienstgruppe der Pfarrgemeinde Nord in Freiburg
kann zum 1. September 2017 mit einem vollen Dienst-
verhältnis wieder besetzt werden. Mit der Pfarrstelle
ist ein Regeldeputat von sechs Wochenstunden
Religionsunterricht verbunden.
Die Pfarrgemeinde Nord hat knapp 7.000 Gemeinde-
glieder in den Stadtteilen Herdern (mit der Ludwigs-
kirche) und Zähringen (mit der Thomaskirche) und
ist eine der kleineren Pfarrgemeinden im Stadt-
kirchenbezirk. Sehr unterschiedliche Prägungen, vom
Villenviertel bis zum sozialen Wohnungsbau, machen
unsere Pfarrgemeinde interessant.
Auf dem Areal der Thomaskirche ist ein intergenera-
tives Zentrum aus Kirche, Kindergarten und Pflege-
heim in Zusammenarbeit mit der Evangelischen Stadt-
mission beschlossen und befindet sich in der Baupla-
nungsphase. Der Beginn der Baumaßnahme ist für
Anfang 2018 vorgesehen.
Auf dem Gebiet der Pfarrgemeinde Nord befinden sich
insgesamt sechs Pflegeeinrichtungen einschließlich
eines katholischen Krankenhauses, deren seelsorg-
liche / gottesdienstliche Versorgung durch die Dienst-
gruppe zu organisieren ist.
Der Stadtkirchenbezirk wird im Benehmen mit den
Vorstellungen der neuen Stelleninhaberin / des neuen
Stelleninhabers für eine angemessene Pfarrwohnung
sorgen. Ein Dienstzimmer steht im 2009 errichteten
Gerhard-Ritter-Haus an der Ludwigskirche zur
Verfügung.
Die Gemeinde verfügt über folgende weitere haupt-
amtliche Stellen:
Pfarrstelle II (100%), Gemeindediakonin (100%),
A-Kantor (100%), zwei Pfarramtssekretärinnen
(zusammen 92%), Kirchendiener (50%).
Beiden Kirchen angegliedert ist jeweils ein Kinder-
garten, deren Träger der Gemeindeverein ist. Dieser
finanziert auch einen Sozialpädagogen (35%) mit
den Schwerpunkten Seniorenarbeit und Seelsorge /
Betreuung.
Die Gottesdienste (Andacht am Samstagabend in der
Thomaskirche, Gottesdienst am Sonntagmorgen in
der Ludwigskirche, Kinder-, Krabbel-, Jugendgottes-
dienste) und die Kirchenmusik bilden wichtige
Schwerpunkte des vielfältigen und lebendigen
Gemeindelebens. In liturgischer, kirchenmusika-
lischer und theologischer Hinsicht sorgfältig und
differenziert gestaltete Gottesdienste werden
geschätzt.

Wir wünschen uns, dass Sie
- die bestehenden Gottesdiensttraditionen wert-

schätzen und darüber hinaus mit uns neue Gottes-
dienstformen realisieren, um weitere Zielgruppen
zu erreichen;

- sich auf Gemeindeglieder aus verschiedenen
Milieus und mit unterschiedlichen Frömmigkeits-
stilen einstellen können und Freude an der Vielfalt
haben;

- Leidenschaft für das Erreichen kirchenferner
Menschen mitbringen;

- Kinder und Jugendliche für den Glauben und das
Engagement in der Kirche begeistern können;

- die Ideen und Ziele, die sich aus unserem Leitbild
und der Visitation ergeben, gemeinsam mit uns
umsetzen;

- Ehrenamtliche begleiten und fördern;
- kommunikationsstark und kooperativ sind.
Neben der Tätigkeit in einer liebens- und lebenswerten
Stadt und einer freundlich-engagierten Zusammen-
arbeit bieten wir:
- einen jungen, motivierten Ältestenkreis mit Lust

zu Aufbruch und Neubeginn;
- gut funktionierende Strukturen und engagierte

Ehrenamtliche;
- klare Absprachen im Team bei der Aufgabenver-

teilung und regelmäßige Supervision;
- eine vielfältige kirchenmusikalische Arbeit auf

hohem Niveau;
- gut etablierte Angebote und neue Projekte;
- vielfältige und gute ökumenische Kontakte.
Deshalb suchen wir eine Persönlichkeit (Pfarrerin
bzw. Pfarrer, auch in Stellenteilung), die authentisch
und alltagsnah ihren Glauben lebt, durch ihre Aus-
strahlung andere begeistert und Kirche mit uns
gemeinsam gestaltet.
Weitere Informationen finden Sie auch auf unserer
Website unter www.pfarrgemeinde-nord.de.
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung!
Für Rückfragen stehen gerne zur Verfügung:
Charlotte von Schroeter,
Vorsitzende des Ältestenkreises,
Telefon 0761 5039711,
E-Mail: c.vonschroeter@t-online.de,
Pfarrerin Dr. Christine Ritter, Pfarrstelle II,
Telefon 0761 36139,
E-Mail: Christine.Ritter@kbz.ekiba.de,
Dekan Markus Engelhardt, Telefon 0761 7086326,
E-Mail: Markus.Engelhardt@kbz.ekiba.de.
Staufen
(Kirchenbezirk Breisgau-Hochschwarzwald)
Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Staufen kann
zum nächstmöglichen Zeitpunkt mit einem vollen
Dienstverhältnis wieder besetzt werden. Mit der Pfarr-
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stelle ist ein Regeldeputat von sechs Wochenstunden
Religionsunterricht verbunden.
Staufen im Breisgau ist ein lebendiges Städtchen mit
rund 7.800 Einwohnern in der Kernstadt und den Orts-
teilen Grunern und Wettelbrunn. Es liegt im Einzugs-
bereich von Freiburg im Breisgau und verfügt über
eine sehr gute Nahverkehrsanbindung. Zur Kirchen-
gemeinde gehört auch der kommunal selbständige Ort
Münstertal mit rund 5.000 Einwohnern.
Insgesamt zählt die Kirchengemeinde 2.400 Gemein-
deglieder, davon etwa 650 in Münstertal.
Staufen hat eine historische Altstadt, ein reges kultur-
elles Leben sowie eine sehr gute Infrastruktur. Die
Region ist stark vom Tourismus geprägt, so dass in den
Sommermonaten auch viele Gäste die Gottesdienste
besuchen. Es gibt in Staufen und Münstertal je eine
Grundschule und in Staufen das Faust-Gymnasium,
jeweils mit Ganztagesangeboten. Andere weiter-
führende Schulen befinden sich in den Nachbarorten
Bad Krozingen und Heitersheim.
Die Kirchengemeinde besitzt eine im Jahr 1899
erbaute und außen frisch renovierte Kirche in Staufen
sowie eine 2012 renovierte Kirche in Münstertal.
Zur Gemeinde gehört ein dreigruppiger Kindergarten
in Staufen mit ca. 65 Kindern inklusive einer Ganz-
tagesgruppe. Der Kindergarten ist als fester Bestand-
teil in die Kirchengemeinde integriert und den Erzie-
herinnen ist das Zusammenwirken von Kindergarten
und Kirchengemeinde sehr wichtig. Der Kirchen-
gemeinderat ist derzeit mit dem VSA Emmendingen
in Verhandlung, um ihm die organisatorische Verant-
wortung des Kindergartens zu übertragen.
Das denkmalgeschützte, geräumige Pfarrhaus liegt
gegenüber der evangelischen Kirche in Staufen an der
Straße ins Münstertal. Im Pfarrhaus befinden sich das
Büro und die Pfarrwohnung, die komplett renoviert
worden ist. Die Heizung ist solarunterstützt. Zum
Ensemble gehört das neben der Kirche und dem Pfarr-
haus liegende, großzügig ausgestattete 1984 errichtete
Gemeindehaus.
Die Kommune Staufen wird in den kommenden
Jahren gemeinsam mit der Kirchengemeinde in einem
Stadterneuerungsprogramm neue Konzeptionen einer
zukunftsfähigen Gebäude- und Raumnutzung
erarbeiten, die auch das Pfarrhaus und das Gemeinde-
haus mit einbeziehen. Hier kann die Kirchengemeinde
mitwirken und sich bei der Gestaltung des Gemein-
wesens einbringen. Es eröffnen sich hier ganz neue
Möglichkeiten sowohl der Gemeindearbeit als auch
der Zusammenarbeit mit dem öffentlichen Bereich.
Im Pfarrbüro arbeitet eine erfahrene Pfarramts-
sekretärin mit 18 Wochenarbeitsstunden. In Staufen
und Münstertal kümmert sich jeweils eine Kirchen-
dienerin um die Kirche. Die Organistinnen und
Organisten, die Chorleiterin sowie der Hausmeister
sind nebenamtlich tätig. Eine Stelle des Bundesfrei-
willigendienstes, die überwiegend im Verwaltungs-
bereich eingesetzt wird, ist eingerichtet.

Ein engagierter Kirchengemeinderat und ein großer
Kreis von über 100 ehrenamtlich Mitarbeitenden über-
nehmen viele Aufgaben.
Die Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien ist
der Gemeinde ein besonderes Anliegen. Deshalb
finanziert sie eine 75%-Stelle für einen hauptamt-
lichen Gemeindediakon (die restlichen 25% dieser
Stelle sind derzeit mit einem Bezirksauftrag ver-
knüpft). Unter anderem wurde das Konzept „KU 3“
eingeführt. Die Konfirmandenarbeit in neuen Formen
teilen sich die Pfarrerin bzw. der Pfarrer und der
Gemeindediakon nach Absprache.
In Staufen wird sonntäglich Gottesdienst gehalten. In
Münstertal finden 14-tägig sonntags Gottesdienste
statt. An den anderen Wochenenden finden samstags
Abendgottesdienste statt, die von Ehrenamtlichen
verantwortet werden. Außerdem findet jeden Samstag
in einem Pflegeheim ein Gottesdienst statt. Der
Stelleninhaberin / dem Stelleninhaber stehen für die
Gottesdienste und für Kasualien Prädikanten und
Ruhestandspfarrer, die in der Gemeinde leben, bei
Bedarf zur Seite. Der Kirchengemeinderat wird zu-
sammen mit der künftigen Stelleninhaberin / dem
künftigen Stelleninhaber die vielfältigen wiederkehr-
enden Gottesdienste auch im Hinblick auf Anzahl und
Form neu diskutieren.
Zur katholischen Seelsorgeeinheit Staufen-
St. Trudpert bestehen gute Beziehungen, die ihren
Ausdruck in gemeinsamen Veranstaltungen und
Gottesdiensten finden. Diese bereitet ein seit langem
bestehender Ökumenischer Arbeitskreis vor.
Das Leben der Gemeinde ist durch die aktive Mitarbeit
der Gemeindeglieder in vielerlei Aufgabenfeldern
gekennzeichnet. Hierzu gehören unter anderen der
Kirchenchor, ein Posaunenchor, Kindergottesdienst,
Jungschar, Jugendgruppe, CVJM, Hausbibelkreise,
Seniorenkreis und zwei Frauenkreise. Es besteht eine
aktive Pfadfinderarbeit im Stamm Lazarus-von-
Schwendi (CPD).
Wir freuen uns auf eine Pfarrerin / einen Pfarrer - auch
in Stellenteilung - ,
die / der
- die Vielfalt der Gemeinde wahrnimmt und zuhört,
- sich mit ihren / seinen Gaben einbringt,
- die Gemeinde mitgestaltet und
- zum lebendigen Glauben einlädt, ermutigt und

seelsorglich begleitet.
Unsere Gemeinde bietet für die neue Pfarrerin / den
neuen Pfarrer Raum, eigene Ideen zu Formen der
Verkündigung und zur Gestaltung von Gemeinde-
arbeit umzusetzen.
Sind Sie auf unsere Gemeinde neugierig geworden?
Wir freuen uns auf Ihr Interesse.
Für weitere Informationen und Fragen stehen Ihnen
gerne zur Verfügung:
Martin Gekeler, Vorsitzender des
Kirchengemeinderates,
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Telefon 07633 7863 (privat) oder
07634 40219 (dienstlich),
E-Mail: gekeler-staufen@t-online.de (privat) oder
martin-gekeler@heitersheim.de (dienstlich),
und
Dekan Rainer Heimburger, Telefon 07633 925570 13,
E-Mail: dekanat@ekbh.de.
Die Bewerbungen für die erstmaligen Ausschrei-
bungen sind - unter gleichzeitiger Anzeige an das für
die Bewerberin / den Bewerber zuständige Dekanat -
innerhalb von fünf Wochen, d. h. bis spätestens

9. Mai 2017
schriftlich an den Evangelischen Oberkirchenrat,
Postfach 2269, 76010 Karlsruhe, zu richten.
II. Gemeindepfarrstellen
Nochmalige Ausschreibungen
Neureut-Nord
(Kirchenbezirk Karlsruhe-Land)
Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Neureut-Nord
kann zum nächstmöglichen Zeitpunkt mit einem
vollen Dienstverhältnis wieder besetzt werden, nach-
dem der bisherige Stelleninhaber im Herbst 2016 in
den Ruhestand trat. Mit der Pfarrstelle ist ein Regel-
deputat von sechs Wochenstunden Religionsunter-
richt verbunden.
Informationen zur Pfarrstelle und zur Gemeinde sind
in der erstmaligen Ausschreibung im GVBl.
Nr. 6/2016 enthalten.
Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an
Dekan Dr. Martin Reppenhagen,
Neuer Markt 9-11, 76275 Ettlingen,
Telefon 07243 7257933,
E-Mmail: martin.reppenhagen@kbz.ekiba.de, oder
Daniel Weick, Mitglied des Kirchengemeinderates,
Telefon 0173 4091418,
E-Mail: Daniel_weick@web.de.
Die Bewerbungen für die nochmaligen Ausschrei-
bungen sind - unter gleichzeitiger Anzeige an das für
die Bewerberin / den Bewerber zuständige Dekanat -
innerhalb von drei Wochen, d. h. bis spätestens

25. April 2017
schriftlich an den Evangelischen Oberkirchenrat,
Postfach 2269, 76010 Karlsruhe, zu richten.
III. Sonstige Stellen
Erstmalige Ausscheibung
Für Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone
können folgende Einsatz- bzw. Versetzungsmöglich-
keiten angeboten werden:
Die Stelle einer Landesjugendreferentin / eines
Landesjugendreferent beim Evangelischen
Kinder- und Jugendwerk Baden – Bereich Jugend-
politik - ist ab dem 01. Januar 2018 mit einem
ganzen Deputat wieder zu besetzen.

Ab dem 1. Januar 2018 kann in Referat 4 - Erziehung
und Bildung - die Stelle einer Landesjugendrefe-
rentin / eines Landesjugendreferenten beim Evange-
lischen Kinder- und Jugendwerk Baden mit einem
ganzen Deputat zunächst für 6 Jahre wieder besetzet
werden.
Von der Stelleninhaberin / dem Stelleninhaber wird
erwartet:
- Studium der Religionspädagogik / Gemeinde-

diakonie,
- Erfahrungen in der Jugendpolitik und in der

Evangelischen Kinder- und Jugendarbeit,
- Wahrnehmung der Geschäftsführung der Evange-

lischen Jugend nach der Ordnung der Evange-
lischen Kinder- und Jugendarbeit in Baden,

- Aufnahme aller jugendpolitisch relevanten Fragen
aus dem Bereich von Kirche, Gesellschaft und
Politik und Studienarbeit in gesellschafts-
bezogenen Themen,

- Sicherung und Weiterentwicklung der Rahmen-
bedingungen Evangelischer Kinder- und Jugend-
arbeit,

- Fachliche Zusammenarbeit mit anderen Abteil-
ungen im Evangelischen Oberkirchenrat in jugend-
politischen und gesellschaftspolitischen Grund-
satzfragen,

- Weitergabe von Informationen und jugendpoli-
tischer Handreichungen an Mitarbeitende,

- Beratung von Vertretungen in Jugendringen und
Jugendhilfeausschüssen,

- Mitarbeit bei Fortbildungsveranstaltungen für
haupt- und ehrenamtlich Mitarbeitende,

- Mitarbeit in der Arbeitsgemeinschaft der Evange-
lischen Jugend in Baden und Württemberg, im
Landesjugendring und anderen jugendpolitischen
Gremien auf Landesebene,

- Mitarbeit in den jugendpolitischen Gremien der
Evangelischen Jugend auf Bundesebene,

- Beratung und Unterstützung der ökumenischen
und internationalen Jugendarbeit,

- Qualitätsentwicklung in der Evangelischen
Kinder- und Jugendarbeit, Steuerung quantitativer
und qualitativer Qualitätsentwicklungsprozesse,
Fachberatung von Verbänden und hauptberuflich
Mitarbeitenden in der Evangelischen Kinder- und
Jugendarbeit,

- Stellvertretung der Landesjugendpfarrerin bei
Beratungen und Entscheidungen,

- Gute Zusammenarbeit mit allen Mitarbeitenden im
Evangelischen Kinder- und Jugendwerk Baden.

Die Evangelische Jugend hat ihre Geschäftsstelle im
Evangelischen Kinder- und Jugendwerk Baden. Zum
Bereich Jugendpolitik gehört eine Sachbearbeiterin.
Die Stelle ist der Entgeltgruppe 12, TVöD-Bund
zugeordnet. Dienstsitz ist im Evangelischen Ober-
kirchenrat.
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Weitere Auskünfte können gerne im Evangelischen
Kinder- und Jugendwerk Baden bei Landesjugend-
pfarrerin Ulrike Bruinings, Telefon 0721 9175 456,
eingeholt werden.
Die Stelle einer Sozialsekretärin / eines Sozials-
ekretärs beim Kirchlichen Dienst in der Arbeits-
welt der Evangelischen Landeskirche in Baden
(KDA) ist zum 1. Juli 2017 mit einem ganzen
Deputat wieder zu besetzen.
Der Kirchliche Dienst in der Arbeitswelt der Evange-
lischen Landeskirche in Baden (KDA) sucht zum
1. Juli 2017 eine Sozialsekretärin / einen Sozial-
sekretär für die Dienststelle in Karlsruhe. Die Stelle ist
unbefristet mit einem Deputat von 100% zu besetzen.
Gesucht wird eine Gemeindediakonin / ein Gemein-
dediakon, eine Sozialpädagogin / ein Sozialpädagoge
oder eine Persönlichkeit mit einer gleichwertigen,
abgeschlossenen Berufsausbildung und vielfältiger
Erfahrung in der Arbeitswelt, die / der die Menschen
in der Arbeitswelt begleiten und die evangelische
Kirche gegenüber Akteuren in der Arbeitswelt und in
der Öffentlichkeit vertreten kann.
Die Aufgaben:
- Kontaktarbeit mit Betrieben und Dienststellen

(insbesondere zu Vertrauensleuten, Betriebs-
und Personalräten sowie zu Personalverantwort-
lichen);

- Begleitung der Gruppen und Gremien der
Evangelische Arbeitnehmerschaft Baden (ean);

- Begleitung von Arbeitslosen und ihren Initiativen
und Beratungsstellen;

- Gewinnung und Fortbildung von Ehrenamtlichen;
- Planung und Durchführung von Bildungsveran-

staltungen, insbesondere von Seminaren und
Tagungen im Themenbereich Arbeit;

- Zusammenarbeit mit Verbänden und Organisa-
tionen (insbesondere Gewerkschaften, Arbeits-
loseninitiativen, KAB und Betriebsseelsorge);

- Mitarbeit in der Arbeitsgemeinschaft kirchlicher
Arbeitnehmerorganisationen (ACA);

- Kooperation mit den Kirchengemeinden und
Kirchenbezirken in Mittelbaden;

- Intervention bei Betriebskrisen und Beratung von
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern;

- Mitwirkung in den Gremien bzw. Arbeitsgruppen
des KDA.

Wir erwarten:
- Erfahrung in der außerkirchlichen Arbeitswelt und

mit der Interessenvertretung von Arbeitnehme-
rinnnen und Arbeitnehmern;

- Erfahrungen mit ehrenamtlicher kirchlicher
Arbeit;

- Engagement für sozialpolitische Fragen;
- Mobilität und Bereitschaft zu flexiblen Arbeits-

zeiten;
- Zugehörigkeit zur evangelischen Kirche.

Wir bieten:
- Eine interessante Tätigkeit an der Schnittstelle

zwischen Kirche und Arbeitswelt;
- Individuelle Schwerpunktsetzung und die

Möglichkeit, eigene Ideen einzubringen;
- Ein kollegiales Umfeld und eine enge Zusammen-

arbeit im KDA-Team;
- Vielfältige Möglichkeiten zur Fort- und Weiter-

bildung;
- Die Entgeltzahlung erfolgt nach EG 11TVöD-

Bund;
- Ergänzende Altersvorsorge durch die Zusatzver-

sorgungskasse (VBL);
- Dienstsitz ist im Evangelischen Oberkirchenrat in

Karlsruhe.
Für nähere Informationen steht Ihnen der Leiter des
KDA Baden Pfarrer Dr. Dieter Heidtmann unter
Telefon 0721 9175 360 oder per
E-Mail: dieter.heidtmann@ekiba.de
gerne zur Verfügung.
Die Stelle einer Gemeindediakonin / eines Gemein-
dediakons mit jeweils einem halben Deputat in der
Friedensgemeinde Handschuhsheim und der
Luthergemeinde Heidelberg im Stadtkirchen-
bezirk Heidelberg kann ab sofort besetzt werden.
Die Friedensgemeinde liegt im nördlichen Stadtteil
Handschuhsheim. Sie ist geprägt durch das Mitein-
ander traditioneller Kirchlichkeit und neuen Formen
gelebten Christentums.
Besondere Bedeutung hat die Kirchenmusik und
die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der
Gemeinde. Zwei Kindergärten, fünf Kinder- bzw.
Jugendchöre, wöchentliche Kindergottesdienste,
Kinder-Bibel-Tage, eine große Zirkusarbeit sowie
mindestens 50 Konfirmanden und Konfirmandinnen
bilden eine gute Basis für die Arbeit mit konfirmierten
Jugendlichen. Zu den örtlichen Grundschulen besteht
eine enge Beziehung.
Die Aufgaben der Gemeindediakonin / des Gemeinde-
diakons in der Friedensgemeinde:
- Weiterführung und Ausbau der Arbeit mit konfir-

mierten Jugendlichen (in der Gemeinde gibt es seit
2013 eine eigene Teamerschulung);

- Entwicklung von gottesdienstlichen Formen für
Jugendliche (z.B. im Bereich Theater);

- Mitarbeit in der Konfirmandenarbeit.
Zum Pfarrteam gehören Pfarrerin und Pfarrer, der
Kantor, zwei Sekretärinnen, Hausmeister sowie eine
FSJlerin / ein FSJler.
Das Gemeindegebiet der Luthergemeinde erstreckt
sich über die Stadtteile Bergheim, im inneren Stadt-
gürtel, am Südufer des Neckars sowie die südwestlich
gelegene Bahnstadt. Zur Gemeinde gehören derzeit
rund 2500 Gemeindeglieder.
Die Gemeindediakonin / der Gemeindediakon ist für
die gemeindliche Arbeit in dem seit 2011 neu geschaf-
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fenen Stadtteil Bahnstadt zuständig. Noch immer
befinden sich weite Teile dieses Gebietes im Bau.
Derzeit leben dort bereits rund 3500 Menschen, bis
zum Abschluss der Stadtteilentwicklung werden es
ca. 5000 Menschen sein. Viele Kinder prägen das Bild
des neuen Wohnraums. Schon früh hat daher auch die
Gemeinde in Zusammenarbeit mit anderen kirch-
lichen und kommunalen Einrichtungen Angebote für
Kinder und Familien entwickelt.
Für die Arbeit in der Bahnstadt hat der Evangelische
Stadtkirchenbezirk gemeinsam mit der Katholischen
Stadtkirche Heidelberg den „HALT. Kirche in der
Bahnstadt“, einen rund 150 m2 großen Raum im
Zentrum des Stadtteils angemietet. Das gesamte
Angebot im HALT. wird ökumenisch verantwortet
und von vielen engagierten (meist ehrenamtlichen)
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern gestaltet.
Schwerpunkte der Arbeit der Gemeindediakonin / der
Gemeindediakons in der Luthergemeinde:
- Fortführung bewährter und Entwicklung neuer

milieusensibler Angebotsformen im HALT., vor
allem im Bereich der Kinder-, Jugend- und Fami-
lienarbeit;

- Betreuung und Gewinnung neuer ehrenamtlicher
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Bahnstadt;

- Koordination, Organisation und Verwaltung des
HALT. (in Zusammenarbeit mit der römisch-
katholischen Gemeinde);

- Entwicklung eines Netzwerkes guter Beziehungen
und Kooperationen zu anderen Institutionen,
Organisationen und Vereinen in der Bahnstadt;

- Weiterentwicklung der Öffentlichkeitsarbeit des
HALT.

Beide Gemeinden wünschen sich eine Gemeinde-
diakonin / ein Gemeindediakon mit Freude an der
Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und jungen Erwach-
senen sowie mit Neugier auf das Entwickeln und Aus-
probieren „frischer“ Formen gemeindlicher Arbeit.
Als Friedens- und Luthergemeinde bieten wir
gemeinsam:
- Spannende Arbeitsfelder mit vielen Gestaltungs-

möglichkeiten sowie ein hohes Maß an Freiheit für
eigene Akzente;

- Aufgeschlossene und motivierte Teams von haupt-
und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern;

- Einen gut ausgestatteten Arbeitsplatz im „HALT.
Kirche in der Bahnstadt“ (zugleich Dienstsitz). Für
die Wahrnehmung der Aufgaben in beiden
Gemeinden werden zu dem die technischen Vor-
aussetzungen bereitgestellt (z.B. Diensthandy/
Laptop);

- Einen ausgewogenen Dienstplan und Möglich-
keiten, Arbeitsfelder aus beiden Gemeinden mit-
einander zu verknüpfen (z.B. Beteiligung von
Teamerinnen und Teamern der Friedensgemeinde
für Aktivitäten in der Bahnstadt).

Mit der Stelle ist ein Religionsunterrichtsdeputat in
Höhe von sechs Wochenstunden verbunden.
Nähere Informationen unter
www.friedensgemeinde-handschuhsheim.de, oder
http://luther.ekihd.de, oder auch
www.kirche-in-der-bahnstadt.de.
Interessensmeldungen sind unter gleichzeitiger
Anzeige an das für den bisherigen Einsatz zuständige
Dekanat schriftlich innerhalb von drei Wochen d.h. bis
spätestens

25. April 2017
an das Personalreferat des Evangelischen Ober-
kirchenrates, Landeskirchlicher Beauftragter für
gemeindepädagogischen und gemeindediakonischen
Dienst der Landeskirche in Baden, Postfach 2269,
76010 Karlsruhe, Telefon 0721 9175 205 zu richten.
IV. Sonstige Stellen
Nochmalige Ausscheibung
Für Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone
können folgende Einsatz- bzw. Versetzungsmöglich-
keiten angeboten werden:
Die Projektstelle „exemplarische landeskirchliche
Konfirmandenarbeit“ im Referat 4 – Bildung und
Erziehung- kann mit einer Gemeindediakonin /
einem Gemeindediakon ab dem 01.01.2017 zu-
nächst befristet auf fünf Jahre mit einem ganzen
Deputat besetzt werden.
Informationen zur Stelle sind in der erstmaligen Aus-
schreibung im GVBL Nr. 12/2016 enthalten.
Weitere Auskünfte zu Inhalt und Struktur der Tätigkeit
erhalten Sie bei Stefan Kammerer (Landeskirch-
licher Beauftragter für die Konfirmandenarbeit,
0721 9175 414). Der Projektantrag mit allen Einzel-
heiten kann gerne eingesehen werden.
Die Stelle einer Landesjugendreferentin / eines
Landesjugendreferenten in der Arbeitsstelle
Frieden ist ab sofort mit einem ganzen Deputat zu-
nächst befristet für sechs Jahre wieder zu besetzen.
Informationen zur Stelle sind in der erstmaligen Aus-
schreibung im GVBl. Nr. 10/2016 enthalten. Weitere
Auskünfte können gerne im Evangelischen Kinder-
und Jugendwerk Baden bei
Landesjugendpfarrerin Ulrike Bruinings,
Telefon 0721 9175 456,
E-Mail: Ulrike.Bruinings@ekiba.de
eingeholt werden.
Interessensmeldungen sind unter gleichzeitiger
Anzeige an das für den bisherigen Einsatz zuständige
Dekanat schriftlich innerhalb von drei Wochen d.h. bis
spätestens

25. April 2017
an das Personalreferat des Evangelischen Ober-
kirchenrates, Landeskirchlicher Beauftragter für
gemeindepädagogischen und gemeindediakonischen
Dienst der Landeskirche in Baden, Postfach 2269,
76010 Karlsruhe, Telefon 0721 9175 205 zu richten.
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Personalnachrichten
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Der HERR ist mein Licht und mein
Heil; vor wem sollte ich mich fürchten?
Der HERR ist meines Lebens Kraft; vor
wem sollte mir grauen?

Psalm 31, 15f

Gestorben:

Dekan i.R. Klaus F r i e d r i c h, zuletzt im
Kirchenbezirk Hochrhein, am 17. Februar 2017,
Pfarrer i.R. Gerd H e n s c h e n, zuletzt
Religionslehrer im Kirchenbezirk Heidelberg,
am 5. Januar 2017,
Pfarrer i.R. Ernst H ü h n e r g a r t h, zuletzt in
Dertingen, am 21. Januar 2017,
Pfarrer i.R. Hans-Adolf S t o b e r, zuletzt
Religionslehrer im Kirchenbezirk Karlsruhe,
am 24. Januar 2017,
Pfarrer i.R. Helmut Z e l l e r , zuletzt in
Leopoldshafen, am 4. Januar 2017.
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